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zogen, kann
7<2

U 2 (viu — i>iu)
U\

geschrieben werden. Stellt man nun für den Uebergang
vom Spalt ins Laufrad die Energiebilanz pro Gewichtseinheit

auf und berücksichtigt hiebei, dass ein damit
verbundener Verlust bereits in EHm enthalten ist, so folgt,
sofern px die Pressung des am Laufrad mit der Geschwindigkeit

Vx ankommenden, px diejenige des im Laufrad mit der
Geschwindigkeit u/ weiterströmenden Wassers bedeuten,
die Gleichung:

A *ffi¥ 2 ff
U.

Setzt man den früher abgeleiteten Wert von H ein,
berücksichtigt aus der Abb. 33, dass,

Vxu Vx cos Ä,

VxJ Ux Wx COS OCx

2 2 2

und Vi VxJ -f- Wx sin2 ccx

sind, so ergibt sich
2>13 2 (Vi COS a Ux -\- Wx cos <*,) Ux —

— (Ux — Wt cos a,) 2 -— Wx2 sin2 ax 2 g
und da wieder Vx sin a ws sin % ist

f«, — Vx cos o)2 kj,s cos2 a A —^>, hx¦2g 2g y
Das Glied hx entspricht also tatsächlich einer

Pressungsänderung A A
r

beim Eintritt des Wassers in das

Laufrad, die unter dem Einfluss der Richtungsänderung
beim Eintritt ins Laufrad entsteht und ebenso rückwirkend
auf die Gefällsänderung bei Q — konstant ist, wie die im
Laufrad selbst als Trägheitskraft wirksame Zentrifugalkraft,
die aber nicht notwendigerweise mit dem Auftreten eines
Momentes Mp verbunden ist.

Die bisherigen Betrachtungen können nun in folgender
Weise zusammengefasst werden:

Die Erscheinung des der Hauptsache nach
geradlinigen Verlaufes der Momentencharakteristik für Q
konstant ist theoretisch begründet; die Abweichungen vom
geradlinigen Verlauf werden verursacht, entweder durch
Diskontinuitätserscheinungen am Eintritt ins Laufrad, wie
solche durch engen Schaufelspalt, durch die Schaufelenden
am Spalt oder schliesslich auch durch unrichtige Formung
der Schaufelflächen hervorgerufen werden, oder durch
Auftreten eines Pressungsmomentes Mp, welches entstehen
kann, wenn z. B. die Schaufel-Ein- und Austrittskanten
nicht gleichartig ausgeführt sind, und weiter durch
allgemeine Strömungsstörungen, die mit einer wesentlichen
Veränderung der Strömungsverteilung verbunden sind.

Die durch die Ablenkung am Laufradeintritt im
allgemeinen auftretende Pressungsänderung ist nicht
notwendigerweise mit dem Auftreten eines Pressungsmomentes Mp
verbunden; die bei der Ablenkung entstehenden Energieverluste

treten analog den Erscheinungen in Knieröhren
im Innern des Kanals (nach erfolgter Ablenkung) auf,
beanspruchen daher bei Q konstant, wohl eine entsprechende

Gefällserhöhung; die mit denselben auftretenden
Pressungserscheinungen sind aber innerer Natur und daher
nicht direkt einflussnehmend auf die Veränderung des
Momentes. (Schluss folgt.)

Erfindungsschutz.
In erfreulicher Einmütigkeit hat das Schweizervolk am

letzten Sonntag mit rund 196000 annehmenden gegen 82000
ablehnenden Stimmen den Ausbau der Schweiz. Gesetzgebung
über Erfindungsschutz beschlossen. Die relativ schwache
Beteiligung an der Abstimmung ist wohl nur darauf
zurückzuführen, dass eine nennenswerte Gegnerschaft nicht
vorhanden war und es somit besonderer Anstrengungen der
Freunde dieses Ausbaues bei der Volksabstimmung nicht
mehr bedurfte.

Das vierte Lemma des ersten Absatzes im Artikel 64
der Bundesverfassung übertrug seit der Volksabstimmung
vom 10. Juli 1887 dem Bunde das Recht der Gesetzgebung:

„über den Schutz neuer Muster und-Modelle, sowie
solcher Erfindungen, welche durch Modelle dargestellt und
gewerblich verwertbar sind."

Nach der neuen Redaktion dieses Absatzes im
Artikel 64 erstreckt sich das Gesetzgebungsrecht des Bundes
nunmehr:

„über den Schutz neuer Muster und Modelle, sowie
gewerblich verwertbarer Erfindungen."

Damit ist ein Vorbehalt in unserer Gesetzgebung über
Erfindungsschutz ausgemerzt, der ihr bisher wiederholt
und leider nicht unberechtigte Vorwürfe eingetragen hat,
ein Vorbehalt, der die Frucht eines Kompromisses war,
durch den im Jahre 1887 die Einführung der Patentgesetzgebung

in der Schweiz zunächst möglich gemacht werden
sollte und den die Freunde der letztern eingegangen sind
in der sichern Voraussicht, dass über kurz oder lang diese
Klausel werde fallen müssen. Der neue Wortlaut des
Verfassungsparagraphen wird es erst ermöglichen, das betreffende

schweizerische Gesetz so zu gestalten, dass es der
Hauptforderung gerecht werde, die Gegenseitigkeit und
Rechtsgleichheit im internationalen Verkehr zu gewährleisten.

Mit besonderer Genugtuung kann die Gesel§|haft
ehemaliger Polytechniker auf diesen Schlusserfolg blicken, da
in ihrem Schosse zuerst die Notwendigkeit erkannt worden
ist, das Gebiet des Erfindungsschutzes auch in der Schweiz
auf gesetzlichem Boden zu ordnen. Die Generalversammlung

des Jahres 1879 in Basel beschloss die Sache an die
Hand zu nehmen, und ihre auf gründliche Vorarbeiten
gestützten Anregungen bei den in Frage kommenden Kreisen,
sowie ihre Eingaben an die Behörden hatten die Annahme
eines Gesetzes bezüglich Abänderung der Bundesverfassung
in den eidgenössischen Räten (19. Dezember 1881 im
Nationalrat und 27. April 1882 im Ständerat) zur Folge.
Ungeachtet aller Rührigkeit der Freunde dieses Fortschrittes
wurde aber der Antrag der Räte in der Volksabstimmung
mit 156 441 gegen 141 436 Stimmen verworfen. Grund
des Misserfolges war neben mangelndem Verständnis für
die Sache bei der ländlichen Bevölkerung und Zweifeln
von Theoretikern, die besonders die Gefahr zahlloser
Patentprozesse voraussehen wollten, die Besorgnis der chemischen
Industrie und der mit ihr in Beziehung stehenden Textil-
branchen, dass sie durch ein Patentgesetz in der freien
Anwendung ihrer Verfahren gestört werden könnten.

Die Patentkommission der Gesellschaft ehem.
Polytechniker wurde jedoch von der Generalversammlung wieder
bestätigt und bereitete sofort die Wiederaufnahme der
Agitation vor. Es wurde ein „Schweiz. Erfindungs- und
Musterschutzverein" gegründet, und die Gesellschaft ehem.
Polytechniker richtete im Verein mit dem Schweiz. Ingenieur-
und Architektenverein neuerdings eine Zuschrift an die
eidgenössischen Räte, um nachdrücklich auf ihre frühern
Eingaben hinzuweisen. Die Behörden nahmen die Sache
wieder in die Hand; im Juni 1886 wurde vom Nationalrat
und im April 1887 vom Ständerat ein Zusatz zu Artikel 64
der Bundesverfassung angenommen, der die Anwendung
des Erfindungsschutzes auf „durch Modelle dargestellte"
Erfindungen beschränkte, in der Meinung, dadurch die
chemische und verwandte Industrien hinsichtlich ihrer
Verfahren auszuschliessen. Dank dieser Konzession, sowie
einer auf breitester Grundlage von den oben genannten
Verbänden unternommenen Aufklärung der Landbevölkerung
nahm das Volk nunmehr am 10. Juli 1887 mit '191800
gegen 56000 Stimmen die Verfassungsänderung an, und
das betreffende Gesetz konnte, nachdem es vom Bundesrat
im Oktober 1887 unter Mitwirkung einer vorberatenden
Fachkommission festgestellt worden war, von den eidgenössischen

Räten am 29. Juni 1888 endgültig beschlossen werden.
Seither hat durch Revision ausländischer Patentgesetze

und die damit verbundenen Erhebungen eine tiefgehende
Abklärung stattgefunden hinsichtlich der Natur und der
Tragweite des chemischen Patentes, sodass in Fachkreisen




